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Das Prasidium der Stiftung Tierarztliche
Hochschule Hannover hat in seiner Sitzung

am 25.06.2025 folgende

Richtlinie zur Beschaffung von Lieferungen
& Leistungen an der

Stiftung Tierarztliche Hochschule Hannover
(Beschaffungsrichtlinie)

beschlossen:

1 Geltungsbereich und Zustandigkeiten

1.1 Geltungsbereich

Die Stiftung Tierarztliche Hochschule Hannover
(TiHo) ist eine juristische Person des Offentli-
chen Rechts. Sie ist offentlicher Auftraggeber
im Sinne von § 99 Nr.2 des GWB.

Die folgenden Bestimmungen regeln verbind-
lich das Beschaffungswesen der TiHo. Sie gel-
ten - vorbehaltlich besonderer Regelungen der
Drittmittelgeber - auch fOr Beschaffungen zu
Lasten von Drittmitteln.

Die aufgefOhrten Wertgrenzen sind, soweit nicht
ausdrucklich anderweitig angemerkt, Netto-
werte, d. h. sie beinhalten nicht die Mehrwert-
steuer.

Die Beschaffungsrichtlinie gilt fOr die Beschaf-
fung samtlicher Liefer- und Dienstleistungen al-
ler Einrichtungen der TiHo.

Diese Richtlinie gilt nicht fur die Beschaffung
von Bauleistungen.

1.2 Allgemeine Grundsatze

Bei der Vergabe Offentlicher Auftrage sind die
allgemeinen Vergabegrundsatze zu beachten,
insbesondere:

• der Wettbewerbsgrundsatz
• das Gleichbehandlungsgebot
• das Transparenzgebot sowie
• das Gebot der Wirtschaftlichkeit und

Sparsamkeit

Jeder Beschaffungsvorgang ist hinreichend und
nachvollziehbar zu dokumentieren und zu archi-
vieren. Das Beschaffungsverfahren muss trans-
parent, diskriminierungsfrei und fair gegenOber
Geschaftspartnern gestaltet sein.

Transparent bedeutet, dass der Bedarf, die kir
das Vergabeverfahren bedeutsamen Entschei-
dungen und das Verfahren der Rechnungsle-
gung durch einen sachunkundigen Dritten ein-
deutig und unmissverstandlich nachvollzogen
werden konnen.

Bei beabsichtigten Vergaben an Personen, bei
denen em n Interessenkonflikt bei der Durchfuh-
rung des Vergabeverfahrens bestehen kann, der
die Unparteilichkeit und Unabhangigkeit einer fOr
den Offentlichen Auftraggeber tatigen Person bei
der Durchfuhrung des Vergabeverfahrens beein-
trachtigen kann (wie z.B. nahe Verwandte, Be-
kannte o.ä.), durfen diese Beschaftigten am ge-
samten Vergabeverfahren nicht mitwirken.



1.3 Verfahrenszustandigkeit des/der
hauptberuflichen Vizeprasidenten/in

Die/ der HVP der TiHo ist als Beauftragte/r fOr
den Haushalt die vertretungsberechtigte Person
in Beschaffungs- und Rechnungsangelegenhei-
ten. Sie/ Er kann diese Aufgabe ganz oder teil-
weise delegieren, was auf Basis dieser
Richtlinie erfolgt.

Generell ist die Stabsstelle Einkauf Ansprech-
partner fur Beschaffungsverfahren an der TiHo.
Bei Vergabeverfahren ab einem Auftragswert
von 50.000 Euro ist zusatzlich die/ der HVP,
oder bei Abwesenheit deren/ dessen
Vertreterin/ Vertreter, zu beteiligen.

1.4 Auftragsbefugnis

Die Befugnis zur Erteilung von Beschaffungs-
auftragen wird an das Prasidium, die Stabs-
stelle Einkauf, die Dezernentinnen/ Dezernen-
ten der zentralen Hochschulverwaltung sowie
die Klinik- und Institutsleitungen der TiHo fur
ihre jeweiligen Verantwortungsbereiche erteilt.
Es gelten folgende Gesamtauftragswerte
(netto) als Hochstgrenze:

• P/ HVP: unbegrenzt
• Stabsstelle Einkauf: T€ 50
• Klinik- und Institutsleitungen: T€ 20
• Dezernentinnen/ Dezernenten: T€ 20

Die Auftragsbefugnis kann von den Einrich-
tungsleitungen an einen oder mehrere Beauf-
tragte delegiert werden.

Bei der Vergabe eines Beschaffungsauftrages
sind die Vorgaben dieser Richtlinie einzuhalten.
Verstoat eine auftragsbefugte Person gegen die
in dieser Richtlinie festgelegten Beschaffungs-
regeln, soil die Befugnis zur selbstandigen Auf-
tragsvergabe zunachst fOr die Dauer von sechs
Monaten entzogen werden. Bei einem wieder-
holten Verstoil ist die Auftragsbefugnis dauer-
haft zu entziehen. Die Entscheidung daruber
trifft das Prasidium.

2 Wertgrenzen, Vergabearten und dami t
verbundene Zustandigkeiten

2.1 Schatzung des Auftragswertes

Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens ist
der voraussichtliche Auftragswert zu schatzen.
Bei der Schatzung des Auftragswertes ist vom
Gesamtbetrag der vorgesehenen Leistung aus-
zugehen. Der Gesamtwert ist die Summe aller
Kosten der nachgefragten Leistung inklusive et-
waiger Optionen, Vertragsverlangerungen o.ä..

Die Schatzung ist nach objektiven Kriterien, die
em n umsichtiger und sachkundiger Auftraggeber
nach PrOfung des relevanten Marktes vorneh-
men wUrde, zeitnah zu erstellen und zu doku-
mentieren.

Die Teilung von Auftragen in Einzelauftrage zum
Zwecke der Unterschreitung einer durch Gesetz.
Rechtsverordnung oder in dieser Be-
schaffungsrichtlinie bestimmten betragsmafligen
Grenze ist unzulassig.

2.2 Beschaffungen mit einem Auftragswert bis
20.000 € (ohne Umsatzsteuer) - Direktauf-
trag

Beschaffungen bis 20.000 € (ohne Umsatz-
steuer) fOhren die Verantwortlichen nach Nr. 1.4
dieser Richtlinie eigenverantwortlich inkl. der
Dokumentation und der Archivierung durch.

Bei Auftragen fOr Liefer- und Dienstleistungen,
bei denen der Bestellwert bis 20.000 € (ohne
Umsatzsteuer) betragt, kann auf die Einholung
von 3 schriftlichen Angeboten verzichtet werden
— Direktauftrag gem. § 14 UVg0. Auftrage fur
freiberufliche Leistungen sind gemall Nr. 2.5 zu
erteilen.

Im Rahmen von Beschaffungen in Drittmittelpro-
jekten sind die Bestimmungen des jeweiligen
Mittelgebers vorrangig zu beachten.

Fiji- die spatere RechnungsprOfung ist eine Be-
stellbestatigung oder em n schriftlicher Auftrag er-
forderlich. Die Grundsatze VVirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (z.B. durch formlosen Preisver-
gleich auch telefonisch/ Internet) sind einzuhal-
ten. Zur Dokumentation ist der Vordruck gemail
Anlage 1 zu verwenden. Diese Unterlagen sind
von der beschaffenden Stelle aufzubewahren
(zu den Archivierungszeitraumen vgl. TiHo-Auf-
bewahrungsfristen).

Bei der Beschaffung soli zwischen den beauf-
tragten Unternehmen gewechselt werden.

Auftrage dOrfen nur an zuverlassige und geeig-
nete Unternehmen erteilt werden.

Urn das Risiko von Fehlern und Missbrauch zu
reduzieren, ist bei der Auftragsvergabe das
4-Augen-Prinzip durch Mitzeichnung einer weite-
ren Beschaftigten/ eines weiteren Beschaftigten
der TiHo auf dem Vordruck einzuhalten. Bei ei-
nem Auftragswert bis 1.000 € (ohne Umsatz-
steuer) kann auf die Dokumentation verzichtet
werden.



2.3 Zentrale Beschaffung fOr Auftragswerte ab
20.000 € (ohne Umsatzsteuer)

2.3.1 Allgemeines

Sobald sich abzeichnet, dass der Auftragswert
die Grenze von 20.000 € (ohne Umsatzsteuer)
Oberschreitet, ist die Stabsstelle Einkauf zu kon-
taktieren, urn das weitere Vorgehen
festzulegen. HierfOr ist der Vordruck
„Beschaffungsantrag" (vgl. Anl. 2) zu
verwenden.

Durch die Stabsstelle Einkauf wird geprOft, ob
eine Ausschreibung erforderlich ist, die durch
die Stabsstelle Einkauf unter Beteiligung der
anfordernden Hochschuleinrichtung durchge-
fOhrt wird.

Zu den wichtigsten Stufen des Beschaffungs-
verfahrens

• Feststellung des Bedarfs und des Be-
schaffungsgegenstandes

• die BegrOndung der Notwendigkeit der
Beschaffung (s. Nr. 2.3.2)

• die Leistungsspezifikation durch die an-
fordernde Organisationseinheit
(s. Nr. 2.3.3)

• die PrOfung der Finanzierungsvoraus-
setzungen/Etatkontrolle (s. Nr. 3)

• die DurchfOhrung des Vergabeverfah-
rens und Entscheidung Ober die Auf-
tragsvergabe (s. Nr. 4)

Die Bewertung der Angebote, Entscheidung
Ober die Auftragsvergabe und Vertragsgestal-
tung erfolgt in Zusammenarbeit mit den Hoch-
schuleinrichtungen und unter Beteiligung ggf.
weiterer betroffener Organisationseinheiten.
Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste An-
gebot erteilt.

Gem. NTVergG sind nicht berOcksichtigte Un-
ternehmen Ober den Namen des Unterneh-
mens, welches den Zuschlag erhalten soli und
die GrOnde Ober die NichtberUcksichtigung ih-
res Angebotes zu unterrichten. Der Zuschlag
darf erst nach einer Wartefrist von 10 Tagen er-
teilt werden. Diese Wartefrist ist bei der
Bedarfsplanung zu berOcksichtigen.

Der Ausschreibungs- und Vergabevorgang ist
von der Stabsstelle Einkauf zu dokumentieren
und zu archivieren, samtliche Korrespondenz
mit Bewerbern/ Bietern sowie die Zuschlagser-
teilung wird von der Stabsstelle gefOhrt.

2.3.2 Begrundung der Notwendigkeit der
Beschaffung

Jedem Beschaffungsvorgang ist em n Vermerk
Ober die Notwendigkeit, sachliche Beschaf-
fungsgrundlage, Gesamtzusammenhang und -
soweit relevant - nahere Angaben zu moglichen
Folgewirkungen der Beschaffung (Bedarf an
Strom, Warme, Kalte sowie weitere zusatzliche
Betriebs- bzw. Investitionskosten, Personal-
mehrbedarf, Baumaflnahmen, Raumbedarf, In-
standhaltung etc.) sowie deren Finanzierung
beizufugen.

Lieferungen/Leistungen dOrfen von den Organi-
sationseinheiten nur beschafft werden, wenn
deren Notwendigkeit eindeutig gegeben ist und
insbesondere:

• mit den Vorgaben der jeweiligen Geld-
geber Obereinstimmen und die erforder-
lichen Finanzmittel zur Verfugung stehen

• der Beschaffungsgegenstand technisch
ausreichend spezifiziert ist

• alle mit der Beschaffung unmittelbar
oder mittelbar zusammenhangenden
Voraussetzungen (z.B. etwaige zusatzli-
che Lieferungen/ Leistungen, Bereitstel-
lung notwendiger Versorgungseinrich-
tungen (Strom, Warme, Kalte), behordli-
che Auflagen, Genehmigungen) recht-
zeitig erf011t werden kOnnen

• die Finanzierung etwaiger Folgekosten
(z. B. BaumafInahmen, Personalmehr-
bedarf, Raumbedarf, Mieten, Instand-
haltung) sichergestellt ist

• sichergestellt ist, dass zur Beschaffung
vorgesehene Geratschaften nicht an an-
derer Stelle der TiHo verfOgbar sind und
sinnvoll (gemeinsam) genutzt werden
kOnnen

2.3.3 Leistungsspezifikation durch die
anfordernde Hochschuleinrichtung

Der Beschaffungsantrag muss alle zur eindeu-
tigen und erschopfenden Spezifikation des Be-
schaffungsgegenstandes erforderlichen Anga-
ben (ggf. unter BeifOgung von Zeichnungen.
technischen Liefer- und Abnahmebedingungen)
und den Verwendungszweck sowie die notwen-
digen Terminangaben enthalten.

2.3.3.1 Markterkundung

Markterkundungen zur Vorbereitung von Verga-
beverfahren sind zulassig und erforderlich. Sie
dienen der Informationsbeschaffung, ersetzen
jedoch nicht das Vergabeverfahren.



Markterkundungen konnen z.B. durch Internet-
recherche, Messebesuche, Prasentationen
oder direkte Ansprache von Unternehmen unter
Beachtung der allgemeinen
Vergabegrundsatze (siehe Nr. 1.2) erfolgen.
VergOtungen fOr angefragte Unternehmen im
Rahmen einer Markterkundung sind nicht
zulassig. Urn Informationsvorteile befragter
Unternehmen auszugleichen, ist eine
vollstandige schriftliche Dokumentation aller
herausgegebener Informationen zu erstellen,
die den Vergabeunterlagen beigefOgt werden
muss. Der Zeitvorsprung ist durch einen an-
gemessenen Zeitraum kir die Erstellung der An-
gebote (Angebotsfrist) auszugleichen.

Sollten sich Informations- und Zeitvorteile durch
diese Mallnahmen nicht ausgleichen lessen, ist
das vorbefasste Unternehmen vom
Vergabeverfahren auszuschlieflen.

Vor Beginn eines Markterkundungsverfahrens
ist daher die Stabsstelle Einkauf zu informieren
und das weitere Vorgehen im Einzelfall abzu-
stimmen.

2.3.3.2 Leistungsbeschreibung

Die Leistungsbeschreibung ist durch die anfor-
dernde Hochschuleinrichtung zu erstellen.

Eine Leistungsbeschreibung kann entweder
konkrete Leistungs- bzw. Funktionsanforderun-
gen, wie z.B. technische Spezifikationen und
Male (konstruktive Leistungsbeschreibung)
oder eine Beschreibung der zu losenden Auf-
gabe (funktionale Leistungsbeschreibung) oder
eine Mischung aus beiden Varianten enthalten.
Qualitative, soziale, umweltbezogene Merk-
male konnen berOcksichtigt werden, soweit sie
in Verbindung zum Auftragsgegenstand stehen
und verhaltnismaflig sind.

Aus den Informationen der Markterkundung
dOrfen lediglich die Mindestanforderungen, die
aufgrund der konkreten Aufgabenstellung
erforderlich sind, in die Leistungsbeschreibung
Obernommen werden.

Leistungen mOssen grundsatzlich produktneut-
ral ausgeschrieben werden. Abweichungen
vom Grundsatz der Produktneutralitat sind nur
zulassig, sofern sie aus den Vergabevorschrif-
ten abgeleitet werden konnen, z.B. wenn em n un-
zumutbarer Mehraufwand fOr den Betrieb oder
Ausfallrisiken vorliegen oder die Implementie-
rung in em n bestimmtes technisches System mit
gleichwertigen Produkten unzumutbar ist bzw.
kein anderer Anbieter die Leistung erbringen

kann. Es ist eine vertiefte inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit Alternativ- und Ersatzlbsungen
erforderlich und schriftlich zu begrOnden.

Die Verantwortung fOr den fachlichen Inhalt der
Leistungsbeschreibung oder ggf. fOr das Vorlie-
gen von Ausnahmetatbestanden tragt die jewei-
lige Hochschuleinrichtung.

2.3.4 Dokumentation der Vergabe

Die Dokumentation der Vergabe erfolgt durch die
Stabsstelle Einkauf fortlaufend Ober emn
Vergabemanagementsystem.

Alle verfahrensrelevanten Unterlagen sind von
der Stabsstelle Einkauf aufzubewahren (zu den
Archivierungszeitraumen vgl. TiHo-Aufbewah-
rungsfristen).

2.4 Rahmenvereinbarungen

Eine Rahmenvereinbarung ist em n Vertrag, durch
den die Rechte und Pflichten der Vertragspartner
aus spater zu schlieflenden Einzelvertragen
ganz oder teilweise im Voraus geregelt werden.

FOr wiederkehrenden Bedarf kOnnen durch die
Stabsstelle Einkauf Rahmenvereinbarungen
abgeschlossen werden. Eine Beteiligung an
hochschulObergreifenden Rahmenvertragen ist
unter Beteiligung des Einkaufs sowie des TiHo-
Prasidiums moglich.

Die Rahmenvereinbarungen enthalten Fest-
preise fOr den vereinbarten Zeitraum oder Ra-
batte auf Listenpreise. Sind solche Rahmenver-
einbarungen abgeschlossen, so dOrfen Auftrage
nur nach MaRgabe dieser Vertrage an die
entsprechenden Firmen zu den festgeschriebe-
nen Konditionen erteilt werden. In diesem Falle
ist das Einholen von drei Vergleichsangeboten
nicht erforderlich. Als Vergabevermerk reicht emn
Hinweis auf die Rahmenvereinbarung im
Bestellbuch, auf dem Auftragsschreiben o. a.

Eine Obersicht der kw die Hochschuleinrichtun-
gen relevanten Rahmenvereinbarungen ist in
der Rubrik Einkauf im Intranet unter www.tiho-
hannover. de/interner-bereich/service/finanziel-
les/einkauf/rahmenvertraege zu finden.

Fur Falle, in denen Auftrage mit einem Beschaf-
fungswert von mehr als 20.000 € (ohne Umsatz-
steuer) auf der Basis von Rahmenvereinbarun-
gen ausgelost werden sollen, ist im Vorfeld die
Stabsstelle Einkauf zu kontaktieren, urn das wei-
tere Vorgehen festzulegen.



2.5 Freiberufliche Leistungen

Bei der Vergabe von freiberuflichen Leistungen
(z. B. Berater und Sachverstandige wie Rechts-
anwalte, Ingenieure, Wissenschaftler o.ä.) ist
die Stabsstelle Einkauf zu kontaktieren, urn das
weitere Vorgehen festzulegen.

Durch die Stabsstelle Einkauf wird geprOft, ob
eine Ausschreibung erforderlich ist, die durch
die Stabsstelle Einkauf unter Beteiligung der an-
fordernden Hochschuleinrichtung durchgefahrt
wird.

Die Vergabe von freiberuflichen Leistungen er-
folgt unter Beachtung der allgemeinen haus-
haltsrechtlichen Regelungen, d.h. es ist sicher-
zustellen, dass eine wirtschaftliche Beauftra-
gung erfolgt. Bei der Beschaffung soli zwischen
den beauftragten Unternehmen gewechselt
werden. Die Regelungen gemail §§ 64 - 66
VgV, §§ 73 ff. VgV, § 50 UVg0 oder VV Ni. 3.1
zu § 55 LHO sind zu beachten.

3 Finanzierung

Vor jeder Beschaffung ist von der budgetverant-
wortlichen Person der jeweiligen anfordernden
Organisationseinheit sicherzustellen, dass die
benotigten Mittel vorhanden oder verbindlich
und nachweisbar zugesagt sind.

4 Genehmigung und Auftragserteilung

Die Genehmigung zur Erteilung von Auftragen
obliegt der budgetverantwortlichen Person im
Rahmen der jeweiligen Grenzen der erteilten
Handlungsvollmacht.

Mit der Genehmigung wird teilweise bereits die
sachliche Richtigkeit bestatigt. Die/ der Feststel-
ler/ in der sachlichen Richtigkeit (Genehmi-
gende/r) Obernimmt damit die Verantwortung
dafOr, dass

• die in der Bestellung bzw. in der
Bedarfsanforderung und ihren
begrOndenden Unterlagen enthaltenen
und fOr die spatere Zahlung
mallgebenden Angaben richtig sind

• nach den bestehenden Vorschriften ins-
besondere nach den Grundsatzen der
Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist

• die Lieferung oder Leistung sowohl dem
Grunde nach als auch hinsichtlich der
Art ihrer Ausfahrung geboten ist

• die Ausgabemittel und - soweit erforder-
lich — Betriebsmittel zur VerfOgung ste-
hen und bei der angegebenen Kontie-
rungsstelle (Buchungsstelle) verausgabt
werden dOrfen

5 Vorauszahlungen

Vorauszahlungen durfen nur vereinbart oder be-
wirkt werden, wenn dies allgemein Oblich oder
durch besondere Umstande gerechtfertigt ist.
Nach Lage des Einzelfalles sind fOr Vorleistung-
en Sicherheiten (in der Regel selbstschuld-
nerische BOrgschaften) und angemessene Zin-
sen oder Preisnachlasse zu vereinbaren. Die
Sicherheit ist bei der Finanzbuchhaltung zu hin-
terlegen. Abschlagszahlungen, die nach Fertig-
stellung oder Lieferungen von Teilen eines Auf-
trages geleistet werden, sind keine Vorauszah-
lungen.

6 Lieferung und Warenannahme

Die anfordernden Stellen sind verpflichtet, die
fristgerechte und ordnungsgemafle Lieferung zu
Oberwachen. Direkt bei der Warenannahme hat
die/ der Empfanger/in der Sendung zu prOfen:
Wurde die

• richtige Ware
• vollstandig und
• in einwandfreiem Zustand geliefert?

Die Richtigkeit ist auf dem Lieferschein zu ver-
merken. Lieferscheine und Frachtpapiere sind
zusammen mit Betriebsanleitungen, Garantie-
urkunden u. A. beim Auftraggeber Bestandteil
der Beschaffungsakte.

7 Rechtsgrundlagen

Zu lhrer Information: die folgenden Rechts-
grundlagen werden permanent zentral Ober-
wacht und bei Bedarf in diese Richtlinie einge-
arbeitet. Sie mussen sich nicht selbst mit den
lnhalten auseinandersetzen. Es gelten kir die
Vergabe offentlicher Auftrage an der Tierarztli-
chen Hochschule Hannover folgende Grundla-
gen:

• das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schrankungen (GVVB, 4. Tell)

• die Verordnung Ober die Vergabe offent-
licher Auftrage (Vergabeverordnung -
VgV)

• die Verfahrensordnung fOr die Vergabe
offentlicher Liefer- und Dienstleistungs-
auftrage unterhalb der EU-Schwellen-
werte (Unterschwellenvergabeordnung —
UVg0)



• die Vorschrift Ober das Offentliche Preis-
recht

• das Gesetz zur Regelung eines allge-
meinen Mindestlohns (Mindestlohnge-
setz - MiLoG)

• die Vergabestatistikverordnung
(VergStatV0)

• das Niedersachsische Gesetz zur Si-
cherung von Tariftreue und Wettbewerb
bei der Vergabe Offentlicher Auftrage
(Niedersachsisches Tariftreue und
Vergabegesetz -NTVergG)

• die Niedersachsische VVertgrenzenver-
ordnung (NWertV0)

• die Niedersachsische Verordnung Ober
die Beachtung der Kernarbeitsnormen
der Internationalen Arbeitsorganisation
bei der Vergabe bffentlicher Auftrage
(Niedersachsische Kernarbeitsnor-
menverordnung - NKernVO)

• § 55 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) mit den VV zum Vollzug der LHO
(W-LHO)

• Verwaltungsvorschrift zur nachhaltigen
Beschaffung (W -NB)

8 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer bffentli-
chen Bekanntmachung im VerkOndungsblatt
der Stiftung Tierarztliche Hochschule in Kraft
und ersetzt die Richtlinie VkBl. 309/23.

Die Anlagen 1 bis 3 sind Bestandteil dieser
Richtlinie. Von einer Veroffentlichung wird
abgesehen.

Hannover, 11.07.2025

AAJ4--t,„
Der Prasident
Prof. Dr. Klaus Osterrieder

Anlagen
Anlage 1 Dokumentation Direktauftrag
Anlage 2 Beschaffungsantrag
Anlage 3 Allgemeine Auftrags- und Zah-

lungsbedingungen der Stiftung
Tierarztliche Hochschule Hanno-
ver (Auftragsbedingungen)


